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Landtags Verhandlungen. 


8. Sitzung des Hanfes der Abgeordneten. (28. Jan.) 
Praäſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch: Graf zur Lippe, Hr. v. Selchow, dann Hr. v. Bismarck, Hr. v. Bodel⸗ 
ſchwingh, Graf zu Eulenburg, ſpäter Hr. v. Mühler, Hr. v. Roon. Die 
Tribünen ſind wiederum lange vor Beginn der Sitzung vollſtändig gefüllt. 
In der Hofloge: Furſt W. Radziwill. — Zwei Utlaubsgeſuche werden ge: 
nehmigt. — Die Adreßdebatte wird fortgeſetzt. Der erſte Redner für den 
Antrag der Commiffion ift der Abg. Tweſten. Wenn die Regierung die Vor: 
lagen über den Staatshaushaltsetat von 1862 und über eine geſetzliche Feſt⸗ 
ftellung der Heeresorganiſation gemacht hätte, jo würde ich mit dem Grafen 
Schwerin gegen eine Adreſſe geweſen ſein. Da aber ſolche Vorlagen nicht 
emacht ſind, und da das Haus der Abgeordneten allein nicht ſchweigen 
ann, wenn es von anderer Seite heſtig angeſchuldigt wird, fo iſt es noth⸗ 
wendig, daß das Haus eine Adreſſe an die Krone richte. Der letzte Zweifel 
darüber iſt gehoben durch die letzte Erklärung des Miniſterpräſidenten Geſtern 
iſt von dem Herrn Miniſterpräſidenten conſtatirt worden, daß es ſich nicht 
nur um einen Conflict zwiſchen der Volksbertretung und den einzelnen Mini⸗ 
ftern handelt, ſondern um einen Conflict zwiſchen der Krone und der Volks⸗ 
vertretung oder vielmehr zwiſchen der Krone und dem Lande, das in dieſer 
Frage einiger als je zuſammenhält (hört, hört!); darum müſſen wir uns 
an die Krone wenden. Es kommt nicht jo ſehr auf den Wortlaut der Adreſſe 
an, ſondern darauf, daß wir durch unſere Verhandlungen unſere Anſichten 
mit in das Land hinaustragen. f N 

Am Schluſſe der vorigen Seſſion hat der Miniſterpräſident wiederholt 
erklärt, er boſſe eine Einigung zwiſchen Regierung und Volksvertretung wie: 
der berzuftellen. Die damalige Situation ließ allerdings an dieſem Erſolg 
zweifeln. Eine Einigung war nur auf Grund materieller Conceſſionen zu 
erzielen. Nachdem Herr v. d. Heydt offen erklärt, ſolche ſeien nothwendig, 
v. Roon zu Conceſſionen geneigt erſchien, mußte das Auftreten des Miniſter⸗ 
präfiventen bei feinem Eintritt in das Miniſterium gerechte Zweifel erwecken, 
ob jene Abſicht ernſt gemeint ſei. Die Theorie vom Recht der Regierung, 
welche durch die Interpretation des Art. 99 aufgeſtellt wurde, mußte, indem 
die Anſprüche der Macht mit der Maske des Rechts bekleidet wurden, Miß⸗ 
trauen und Oppoſition ſteigern. Eine heilſame Löſung iſt in dieſem Augen⸗ 
blick I; als je, das Mißtrauen war vollkommen gerechtfertigt. Der Herr 
Miniſterpräſident ſcheint mit den Radicalen aller Zeiten ſich zu freuen, daß 
„ Klar iſt fie, aber nicht gut. Wir vertreten die erſten 
Grundſätze des Conſtitutionalismus, der Miniſter den Abſolutismus in nad: 
tefter Form (hört, bört). Der Herr Miniſterpräſident hat früher im Herren⸗ 
hauſe und geſtern in dieſem Hauſe erklärt, die Regierung ſei verſöhnlich auf⸗ 
getreten, das Haus habe mit unverſöhnlicher Hartnäckigkeit gehandelt. Aber 
der Waffenſtillſtand, den die Regierung angeboten hatte, war nicht annehm: 
bar. Es ſollte durch ihn gerade der Zuſtand fortgeſetzt werden, den das 
Haus bekämpft hatte. Eine Verſöhnung war nur möglich unter der Ga: 
rantie, daß in beſtimmter Friſt und mit beſtimmtem Inhalt Vorlagen über 
die Militär⸗Reorganiſation erfolgten. Die Verſöhnlichkeit des Hauſes zeigte 
fi) bei der ſogenannten Epiſode vom 16. Septbr. Ich babe den vorherge⸗ 
gangenen Beschluß beklagt und bekämpft um der Sache ſelbſt willen und 
um eine Verſchärſung und Zuſpitzung des Conflictes zu vermeiden, aber 
wenn man jetzt behaupten will, das Haus fei der angreifende Theil, fo ill 
das eine Verdrehung. Die neue Organifation war nicht beſtehendes Recht. 
Es handelte ſich um Einführung von etwas Neuem, um ein weites Hin⸗ 
ausgeben über das Alte. Das Abgeordnetenhaus hat nicht das Beſtehende 
angetaſtet, ſondern der Einführung des Neuen widerſprochen, zu dem wegen 
der erforderlichen Abänderung von Geſetzen und wegen neuer Geldbewilli⸗ 

ungen feine Zuſtimmung nothwendig war (hört, hört). Damit hat es nur 
fein verfaſſungsmäßiges Recht geübt (hört, hört, Bravo). ; 

Die Regierung aber hat bei jever Wendung aggreſſiver bie Rechte der 
Volksvertretung verkürzt. (Hört!) an wurde die Beiſtimmung des 
Hauſes als nothwendig vorausgeſetzt. v. Patow und v. Noon rechtferkigten 
die vorläufige Einführung und Aufrechterhaltung der Organiſation durch 
den Drang der Umſtände. Sie erkannten aber auf das Unzweideutigſte das 
Recht des Hauſes an. Sie erklärten, daß wir das Recht hätten, zuzuſtimmen 
und zu verweigern, daß in letzterem Falle Alles rückgängig gemacht werden 
könne und müſſe. (Hört, hört!) Dann taucht das bekannte Dogma von der 
Kriegsberrlichkeit der Krone auf, das alte abſolute Dogma, daß die Regie: 
rung Alles allein verſtehe, daß ſie allmächtig und allweiſe ſei. (Hört, hört!) 
Das verträgt ſich mit dem Conſtitutionalismus nicht. Der Herr Miniſter⸗ 

räſident hat ſo gethan, als ob das Haus den König hofmeiſtern wolle. 
Das ift eine unrichtige Darſtellung. Die Kammer bat das Recht und die 
Pflicht, neue Einführungen zu prüfen und die Koſten derſelben zu beſtimmen, 
wie überall ſo auch in Militärangelegenheiten. (Bravo ) Sie darf ſich das 
Recht nicht nehmen laſſen. — Es bandelt ſich um die ökonomiſchen, ſocialen 
und finanziellen Verhältnifie dieſes Landes. Wenn das Haus bier nicht 
competent iſt, je iſt es nirgends competent. (Hört, hört!) Da aber das 
Recht des Hauſes bisher in abstracto anerkannt, nur in conereto beſtritten 
war, ſo trat mit den Erklärungen des Miniſterpräſidenten die letzte und 
ſchlimmſte Wendung ein. Das ganze Bewilligungsrecht wurde in Frage ge⸗ 
jtellt. Die Regierung beftritt es praktiſch, indem ſie die verweigerten Gel⸗ 
der, ohne vorher eine Verſtändigung herbeizuführen, ausgab, theoretiſch durch 
die Ausführungen des Miniſterpräſidenten, daß nämlich, falls kein Budget 
in Form eines Geſetzes zu Stande käme, was immer von der Regierung ab⸗ 
hangt, dieſe allein nach ihrem Ermeſſen alle Ausgaben zu ihren Einrichtun⸗ 
gen bewerkstelligen könne. Dies könne jo nut 10 wie 1 Jahr fortgehen 
(hört!); dieſe Theorie iſt allerdings bereits 1850 von den Herren he 
nz und RR — verfochten Baden ſogar von dem Miniſter 
v. Manteuffel perhorrescirt worden. (Hört, hör 

Herr v. Bismarck hat daran erinnert, daß ja, 6 lange Were: 3 fe. 
dauere, in jedem Jahre mehrere Monate ohne Budget regiet et 5 s 
Aber dabei wurde die Zuſtimmung der Volksvertretung Zn 185 feine 
handelte jih am allerwenigſten um Ausgaben, zu denen 15 2 — 175 
Zuſtimmung verſagt hatte. Nach erfolgter Verweigerung Ager Bar 
ſolchen Zuſtimmung, von einer bona fides nicht die Rede fein, (Hör 3 
Dieſe Theorie und dieſe Praxis ſtellt die erſten Grundsätze Anse 10 
faſſung in Frage. Das iſt keine Interpretation, ſondern eine ee er 
der Verfaſſung. (Hört!) Nach dieſen Auslegungen wäre d (Hörl! 
faſſung das Papier nicht werth, auf dem ſie geſchrieben ( : 
Bravol) Zum Bewilligen gehören 3 Factoren, zum Verweigern aber 12 
einer. (Hört! ſebr richtig) Der Herr Miniſterpräſident meint, Wills 5 
Sue allein jede Ausgabe verweigern könne, dann könne es dumit Alles er 
zwingen. Dagegen liegt das Correctiv verfaſſungsmäßig in der Auflöfung 
bort. Das Haus würde bald vom Lande verlaſſen werden. (Hört!) Da 

and will ſeine Rechte aufrecht erhalten, aber eben ſo ſehr wünſcht es den 
Frieden mit der Krone. Das Land ſoll die Macht haben, in der geſetzlichen 

orm ſein Recht durchzuſehen (hört!) Herr v. Manteuffel und Herr v. Ar 
nim⸗ Boitzenburg haben DR die Anfiht ausgeſprochen. Nach dem Willen 
des Landes muß auf die Dauer in jeder Staatsform regiert werden, die 
conſtitutionelle Regierungsform giebt dafür nur die Regeln an. — Au 
diejenigen, die in der materiellen Frage der Regierung nahe ſtanden, werden 
in die ſchärfſte Opposition getrieben. Auf dieſem Boden iſt keine Ausglei⸗ 
chung moglich. Einer oder der andere Theil muß weichen, das Haus 
wird nicht weichen, auch dann nicht, wenn die Verfaſſung fällt. 
(Stürmiſches Bravo!) 

Es iſt einig bis auf die kleine Partei, welcher weder ihre wirthſchaftliche 
Bedeutung im Volksleben, noch ihre politiſche Bedeutung zur Seite ſteht, 
ſondern nur ihre Prätenſion, allein regiexungsfähig zu ſein, welche ihren 
Einfluß nur dadurch übt, daß fie ih im Beſiß der meiſten höheren Stelleu 
und faſt ausſchließlich in der Umgebung der Krone befindet. Sie wird als 
Partei nur mächtig, wenn die Krone in Conflict mit der großen Mehrheit 
des Volkes iſt. (Hört!) Dann iſt fie bereit, unter jeder Bedingung die Ge: 
walt zu übernehmen, und ſogar Conſervalive denken kaum noch an dauernde 
Inſtitutionen, fie denken nur an die augenblickliche Auſrechterhaltung 
der Macht. Sie ſtellen ſich dem Abſolutismus zur Dispoſition, weil ſie nur 
durch ihn und mit ihm noch etwas ſind. Sie ſind allerdings allein regie⸗ 
rungsſähig, wenn es darauf ankommt, gegen den Willen und ohne Rückſicht 
auf das Recht des Landes zu regieren. (Bravo, hört!) Die erſte Bedingung 


far die Regierungsfähigkeit einer Partei iſt, daß ſie verfaſſungsmäßig regie⸗ 


ren kann. Nach der Erklärung des Hrn. Miniſterpräſidenten fällt die Budget⸗ 
loſigkeit der Regierung zur Laſt, außerdem iſt ſie für den Beſchluß des 
Hertenhauſes verantwortlich. Wenn das Herrenhaus auch große Fortſchritte 
gemacht hat in politiſcher Haltung und würdiger Vorſicht ſeit den Zeiten, 
da der Graf Alvensleben ausführte: „die Verwerfung des Budgets ſei gleich⸗ 
bedeutend mit der Steuerverweigerung, mit der Hexaufbeſchwörung der Re⸗ 
volution in das Land, und zu ſolchen extremen Schritten könne die erſte 
Kammer niemals ſchreiten“, — ſo würde das Herrenbaus doch einen ſolchen 
extremen Schritt niemals gethan haben, wenn die Regierung widerſprochen 
hätte. Aber die Regierung wollte eben kein Budget, nachdem nicht ihr 
ganzes Budget bewilligt mar. (Hört.) Einen Angriff auf das Herrenhaus 
darf ich mir wohl jetzt erlauben. Nach den Ausfällen, die man dort gegen 
dies Haus ee bat, find wir dem Herrenhauie feine Courtoiſie mehr 
ſchuldig. (Heiterkeit, hört!) Man jagt wohl zur Rechtfertigung, zuweilen 
müſſe das formelle Recht dem Heile des Staates weichen. Das iſt die Ent: 
ſchuldigung jeder Frevelthat. Das Recht ſoll nicht ſporadiſch, ſondern immer 
herrſchen. Am wenigſten ſollte ſich die Regierung gegen das Recht auf die 
Macht berufen. a 

Auch iſt für den jetzigen Augenblick wohl für Niemand ein Vorwand zu 
den e Staatsrettereien vorhanden. Jeder erkennt ſogar — abge⸗ 
ſehen von Recht und Unrecht — einen herben thatſächlichen Widerſpruch 
darin, wenn um ein Mittel der Staatskraft, wie das Militär iſt, zu ver⸗ 
ſtärken, die Staatskraft ſelbſt geſchwächt und gelähmt wird, wie es durch 
einen Conflict zwiſchen Regierung und Volk unzweifelhaft geſchieht Um 
irgend einer — wirklichen oder vermeintlichen — Verbeſſerung willen das 
Grundrecht des Landes zu verletzen, das vergiftet das Rechtsgefühl des 
Volkes, das vernichtet Treue und Glauben; und je mehr die Perſon des 
Königs in den Streit hineingezogen wird, deſto mehr droht es ſogar den 
Zuſammenhang zwiſchen Dynaltie und Volk zu lockern. Das rächt ſich frü⸗ 
her oder ſpäter: zunächſt im Wachſen einer Stimmung des Mißtrauens und 
des Peſſimismus, die für die Zukunft auch eine liberale Regierung immer 
ſchwieriger macht. — Wohin fol die Fortſetzung dieſes Syſtems führen? 
Zwei Wege find moglich: Entweder man 11985 fort — mit oder ohne Auf⸗ 
löſung des Hauſes — ohne ſich um die Volksvertretung zu kümmern. Das 
hätte einen völligen Stillſtand der Geſchäfte zum offenbaren Schaden des 
Landes zur Folge und würde die Regierung dem Auslande gegenüber lähmen. 
Die Schwierigkeit eines ſolchen Regiments ohne Verfaſſung würde bald zur 
hellen Unmöglichkeit werden. Dieſen Stillſtand aber würde die Regierung 
nicht auf die Volksvertretung abwälzen können. Sie würde der ſchuldige 
Theil bleiben. Oder — und das iſt der zweite Weg — es tritt an die 
Stelle der chroniſchen geräuſchloſen Verfaſſungsverletzung der acute, laute 
und offene Bruch der Verfaſſung durch Octroyirung eines Wahlgzeſetzes. 
Das müßte in der jetzigen Zeit ſchon ein eigenthümliches Wahlgeſetz fein 
A All das ber ! egietung für den Verfaſſungsbruch und die unmodi⸗ 
cirte Militärreorganiſation eine Majorität ſchaffte. Ueber die Stimmung 
der beſitzenden Klaſſen kann kein Zweifel obwalten, die Regierung würde ſich 
allerdings eine Majorität ſchaffen können, eine wirkliche Anerkennung des 
Landes würde hier ſo wenig erfolgen, wie in Kurheſſen. Der Rechtsbruch 
würde wohl für den Augenblick durchzuſetzen fein, aber eine Umkehr zur 
Ordnung immer ſchwieriger, der Staat in ſeinen Grundfeſten erſchüttert, 
einer unheilbarten Zerrüttung preisgegeben werden. 

Wenn unter ſo Derhänguikonlien Umſtänden geſprochen wird, muß ohne 
Umſchweife geſprochen werden. Da die Annahme des Entwurfs der Rom: 
miſſion feſtſteht, bedaure ich die Einbringung noch anderer Entwürfe, die den 
Schein erregen könnten, als ob über die Hauptfrage, die Verletzung der Ver: 
faſſung eine Spaltung in der großen liberalen Partei herrſche. Auch ich hätte 
ewünſcht, daß einiges aus dem Entwurfe weggeblieben, einiges anders ge⸗ 
aßt worden wäre. — Die Kriſis, in der wir uns befinden, verlangt eine 
zwar ehrerbietige, aber feſte und rückhaltloſe Sprache. 
daß die Adreſſe als eine Beleidigung Sr. Majeſtät verſchrien werden wird. 
Sie entſpricht indeß vollkommen der Situation und ſowohl dem conſtitutionellen 
Staatsrecht, als auch dem alten Verhältniß zwiſchen Krone und Volk. In 
der guten alten Zeit kleideten die Landſtände ihre Beſchwerden noch in ganz 
andere Formen! (Beifall.) Eines iſt richtig, was der Herr Minifterpräfident 
konſtatirt hat: zwiſchen dieſem Hauſe und dieſem Miniſterium iſt keine Ein⸗ 
tracht, kein Zuſammenwirken zum Heile des Staats möglich, und ſelbſt wenn 
der äußere Conflict in irgend einer formellen Weiſe beigelegt werden ſollte, 
ſo iſt doch keine Gemeinfamteit da möglich, wo das * Vertrauen 
bis in ſeine tiefſten Wurzeln erſchüttert iſt. Will die Regierung einen Vor⸗ 
wand, das weitere Verhandeln mit dieſem Hauſe abzubrechen, ſo mag ſie die 
Adreſſe dazu benutzen, es wird ihr auch an einem andern nicht fehlen. Das 
Land wird wiſſen, wo es die Schuld zu ſuchen hat und nie Partei nehmen 
für den Bruch der Verfaſſung gegen ihre Vertheidiger. 5 

Den Paſſus über das Ausland hätte ich allerdings lieber anders ge 
wünſcht, man hätte den Anſchein vermeiden müſſen, als ſolle die Anſicht 
des Auslandes über unſere Zuſtände provoeirt werden. Aber die Hinwei⸗ 
fung auf die Stellung Preußens zum Auslande, vor Allem zu Deutſchland, 
war nicht zu umgehen, das gehörte zur Bezeichnung der Lage. Den ver⸗ 
brauchten Vorwurf unpatriotiſcher Geſinnung, wenn die Oppofition auf 
Minderung des Anſehens des Staates im Auslande hinweiſt, beauchen wir 
nicht zu ſcheuen. Gerade in Ländern von höchſtem Nationalgefühl iſt die 
Stellung zum Auslande häufig Urſache zum Sturz unpopulärer Regierun⸗ 
gen geweſen. Die Abweiſung des todtgeborenen Delegirtenprojekts iſt frei⸗ 
lich erfolgt. Das iſt nur die alte Geſchichte, in der beſonders die Deutfchen 
ſtark ſind, daß in der Negative Jeder ſtark iſt. Aber was hilft es, jetzt von 
gerechten Anſprüchen der deutſchen Nation, von einer mit realer Macht aus. 
geſtatteten Vertretung des deutſchen Volkes zu ſprechen? Jedes poſitive Ge⸗ 
lingen iſt jetzt für Preußen ebenſo unmöglich, wie für die öſterreichiſchen 
Plane, welche immer nur die negative Bedeutung haben, daß keine wirkliche 
Aenderung zu Stande kommt. Es iſt nicht nöthig, in dieſer Beziehung auf 
den Hohn der Gegner binzuweiſen; der Ton, den die Freunde anſchlagen, iſt 
bezeichnend genug; hat doch die „Karlsk. Sn neulich es offen erklärt, jeder 
Schritt zur preuß. Hegemonie ſei jetzt ein Wahnſinn. Nirgend erhebt ſich 
eine Stimme für die Regierung, als in einigen pariſer Blättern, welche, wie 
Sie wiſſen, berliner Correſpondenten haben (Heiterkeit, die auch der Miniſter⸗ 
Prasident theilt). An Seile der moraliſchen Eroberungen find moraliſche 
Niederlagen getreten. In Oeſterreich und in Baiern kommt man jetzt vor⸗ 
wärts in der organiſchen Geſetzgebung, in der Entwicklung der materiellen 
Intereſſen. Auch in andern Ländern hat man die Politik des Stillſtandes 
verſucht, aber doch wagt man nicht mehr die Grundlage der Verfaſſung an⸗ 


3 iſt vorauszuſehen, 


zutaſten. Das zerreißt den ſittlichen Zuſammenhang zwiſchen Volk und 
Dynaſtie, der allein zum untrennbaren Heile beider eine ruhige Entwidlun 


des Landes garantiren kann. Es mag ſein, daß für einige Zeit die Gewalt 
über das Recht ſiegt. Aber ebe wir uns rubig einem reſtaurirten Abſolu⸗ 
tismus gegen Recht und Verfaſſung fügen, eher werden die heiligſten Bande 
des L zerreißen. (Lebhafter Beifall.) 

9. Dr. Zebrt: Er erkläre ſich gegen die Adreſſe, weil er den In⸗ 
halt derſelben größtentheils für verhängnißvoll halte. Er verkenne 225 
daß Preußen ſich in einem verfaſſungswidrigen, oder vielmehr nicht ver⸗ 
faſſungsmäßigen . befinde, weil ohne geſetzlich feſtgeſtelltes Budget 
regiert werde. Die er Zuſtand ſei eine Calamität, weil namentlich die vers 
ſchiedenen Parteien in dieſem Zwieſpalt Gelegenheit hätten, die Leidenſchaf⸗ 
ten anzuregen. Es frage ſich aber, wer die Schuld an dieſem Zwieſpalt 
trage? Die Adreſſe ſage: die Regierung. Die aufrichtigſten Freunde der 
Regierung würden zwar nicht jede Maßregel derſelben rechtfertigen können, 
wenn man aber frage, ob die Regierung allein die Schuld trage, ſo müſſe 
er ſagen: mit Entſchiedenheit nein. Die Staatsregierung ſei nicht allein 
ſchuldig. Der Conflikt ſei u in Folge einer Maßregel des Hauſes, 
welches bei Wahrnehmung ſeiner Rechte den alten Grundſatz vergeſſen 
habe: summum ſus, summa injuria, Der Conflict ſei entſtanden wegen der 
Meinungsverſchiedenheit über die Militärfrage; die Verhandlungen darüber 
ſeien in ein Stadium getreten, wo die Sache durch einen Landlagsbeſchluß 
nicht mehr redreſſirt werden könne; und wie konnte man der Krone zu⸗ 
muthen, in Beziehung auf den Beſchluß des Hauſes ſich 15 1 demüthigen, 
daß ſie dem Beſchluſſe Folge leiſte. Die Folge des Beſchluſſes ſei geweſen, 
daß ohne Budget regiert werde und regiert werden müſſe. Das Land f 
3 großen Theil den Beſchlüſſen des Haufes beigetreten, aber man möge 
ich über die Tragweite dieſer Zuſtimmungen nicht tüuſchen. 


Die Reorganiſation ſei im Lande nicht in allen ihren Theilen abgelehnt, 
ſondern man habe fie zum großen Theil mit Wohlwollen aufgenommen, 
namentlich die Erleichterung, welche fie mit ſich führe. Man habe behauptet, 
die Landwehr werde in ihrem innerſten Weſen verletzt. Das ſei nicht wahr; 
die Reorganiſation ſei nur ein zeitgemäßer Fortſchritt für die Landwehr, 
und das werde von Allen anerkannt, welche unter der Landwehr bisher ge⸗ 
litten haben. (Ruf rechts: ſehr richtig!) Wohl aber habe man im Lande 
gewünſcht, daß die Organiſation geſetzlich geregelt werden möge, und es 
ſei ſehr zu bedauern, daß die Staatsregierung ſich nicht bewogen gefunden 
habe, durch neue Vorlagen der Organiſation eine geſetzliche Grundlage zu 
geben. Nur weil das Volk ſehe, daß durch die Heeresorganiſation die Laſt 
der Abgaben ſehr vermehrt werde, daher ſei es gekommen; daß die Wahlen 
ſo ausfielen, wie ſie ausgefallen ſeien. Wenn man die Klagen über den 
Druck der Steuern höre, jo würde man nicht jo freigebig mit Bewilligung 
der Steuern, mit Aufbeſſerung der Beamtengebälter fein, denn dieſe ſei eine 
Schraube ohne Ende. Das Abgeordnetenhaus habe ſeine Rechte nicht mit 
weiſer Mäßigung ausgeübt, wenigſtens im vorigen Jahre ſei dieſe weiſe 
Mäßigung nicht geübt worden. — Durch dieſe Adreſſe werde der Zwieſpaft 
nicht geſchlichtet werden. — Schließlich müſſe er noch feine Verwunderung 
über Punkt 6 der Adreſſe ausſprechen. Derſelbe bellage die Maßregelung 
der verfaſſungstreuen Beamten. Unter der neuen Aera habe die Uberale 
Partei daſſelbe verlangt, und er frage, wie es komme, daß in dieſem Hauſe 
ſolche Maß regelungen alle Tage ausgeübt würden. Oder ſeien es feine 
Maßregelungen, wenn die Majorität des Hauſes die Minorität deſſelben in 
auffallender Weiſe von der Wahl in die Commiſſionen ausſchließe? (Gelächter.) 

Abg. Janiszewski: Auch er und feine Freunde (polniſche Fraction) ber 
dauerten die ſeitens der Regierung begangene Kai Verfaſſung. 
Dieſe Verletzung vereitele die jahrelange Arbeit der beſten Geiſter des Volkes, 
ſie gehe gegen die nationalen Gefühle und ſie rücke in weite ne die Ver⸗ 
— — der ſehnlichſten Wünſche deſſelben. Eine ganz andere Stellung 
ſei die der polniſchen Fraction zur preuß. Verfaſſung. Sie enthalte für die 
Preußen viele Wohlihaten, in mancher Beziehung beenge fie aber geradezu 
die Polen. Aber ſelbſt ein hartes Geſetz ſei beſſer als reine Willkür. So 
hart die wiener Verträge für Polen geweſen, doch habe man ſich auf ſie, 
wenn auch vergeblich, als ein Recht berufen können. Um des Prinzips, 
des Rechts willen würden die Polen für die Adreſſe der Majorität ſtim⸗ 
* ee Redner wiederholt die bekannten Ausführungen der Sonderrechte 
der Polen.) 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Es wäre wünſchenswerth geweſen, 
daß die Majorität die Anſtöße, welche die Minorität an Punkten der Adreſſe 
genommen, befeitigt hätte, damit in Betreff des Hauptpunktes, Verletzung der 
Verfaſſung, möglichſte Einmüthigkeit erzielt wäre. In Betreff der Form 
mache man ihrer Adreſſe den Vorwurf zu großer Loyalität; ſei dieſelbe in 
dieſer Beziehung in der Scylla, fo falle die Adreſſe der Majorität in die 
Charybdis. Staatsmänniſch komme es doch bei jedem Akt auf den Erfol 
an, dieſer fönne nur ein Compromiß fein. Warum wolle man jetzt Ach 
ausdrücklich verzichten? ı 

Es werde doch ſonſt immer auf die realen Machtverhältniſſe hingewie⸗ 
ſen. Der Abg. Waldeck habe gegen den Abg. für Geldern die Distinction 
zwiſchen Ausgaben und Einnahmen als ungereimt, die bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen der Verf.⸗Urk. über die Einnahmen nur als tranſitoriſche bezeichnet. 
Das ſei unrichtig, ebenſo, wie eine Aeußerung des Miniſterpräſidenten un⸗ 
zutreffend geweſen ſei, als er mit Humor, — um nicht zu jagen Hohn —, 
darauf hingewieſen habe, daß kein Beamter ſeinen Gehalt anzunehmen ſich 
geweigert habe. Ein ſolches Argument könne wohl in einem extremen Par⸗ 
teiſournal vorkommen, aber es zieme ſich nicht für den Eenſt dieſer Ver⸗ 
handlung ud die Stelle, von wo aus es geltend gemacht worden. (Lebhaf⸗ 
ter Beifall.) Weder dieſes noch das andere Haus habe je bezweifelt, daß 
die Regierung geſetzliche und vertragsmäßige Ausgaben zu erledigen 
babe. Die Adreſſe klage über Verleumdungen des Abgeordneten⸗Hauſes. 
Entweder ſchweige man darüber mit Vornehmbeit, oder gehe die Gerichte 
an um Beſtrafung; aber man verſchone den König mit der gewollten Des 
nunciation. Keine Partei, komme ſie ans Ruder, könne der Beamtenmaß⸗ 
regelung entbehren; habe doch Halberftadt ſeinen Oberbürgermeiſter durch 
Entziehung der Diäten gemaßregelt, weil er im Herrenbaufe nicht nach dem 
Sinne der Bürger geſtimmt habe! Ganz ungerechtfertigt ſei es, das Aus⸗ 
land zum Schiedsrichter unſrer preuß. Familienangelegenheiten zu machen. 
Preußen ſtehe beſſer da, als Rußland, das jo eben ein Königreich in Bela⸗ 
gerungszuſtane babe erklären müſſen, als Oeſterreich, als Italien, als Frank⸗ 
reich und ſelbſt als England. Die Adreſſe der Maſorität verletze das noth⸗ 
wendige und begründete Selbſtbewußtſein des preuß. Volkes, und empfehle 
ſich deshalb nicht zur Annahme. 

Abg. Schulze (Berlin): In dieſem vorgeſchrittenen Stadium der Des 
batte ſcheint es mir geboten, mich an die Haupteinwürfe zu halten, welche 
gegen den Adreßentwurf geltend gemacht werden. Gegen die Adreſſe über⸗ 
haupt find nur zwei Bedenken geltend gemacht worden: einerſeits der Erlaß 
einer Adreſſe, welche der Lage des Landes entſpreche, ſei dem Könige gegen⸗ 
über nicht möglich, und andterſeits, die Adreſſe, welche erlaſſen werden könne, 
entſpreche nicht der Lage des Landes. Unſere Beſchlüſſe vom vorigen Herbſt 
ſahen gewiſſe Gventralitäten voraus. Dieſe find eingetreten, und fie igno⸗ 
riren, ſie mit Stillſchweigen übergehen, das hieße unſer gutes Recht ignori⸗ 
ren. Wir beſchließen und nehmen damit unſer Recht wahr, und man regiert 
ohne ſich an dies unfer verfaſſungsmäßiges Recht zu kehren, ruhig weiter! 
Dies Vorgehen der Regierung tangirt unſre Arbeiten auf's Heftigſte. Da 
wir arbeiten und Beſchlüſſe faſſen, müſſen wir doch wiſſen, ob unſre Arbeit 
einen Erfolg haben kann, und was aus unſern Belhlüffen werden wird. 
Das Land würde uns nicht verſtehen, wenn wir ſchweigend unſre Arbeiten 
wieder aufnehmen wollten; und die Rückſicht auf unſere eigene Würde ge⸗ 
bietet uns dieſe Adreſſe. Wir erfüllen damit eine Pflicht gegen das Land 
und eine Pflicht gegen die Krone zugleich. Nimmt der gegenwärtige Con⸗ 
flict in unſerm Verfaſſungsleben noch an Intenſität zu, dann ift, wie der 
Herr Miniſterpräſident ſehr richtig geſagt hat, die Macht entſcheidend, dann 
iſt das Volk ſo gut gefährdet wie der Thron. In ſolchen Zuſtänden iſt dann 
auf allen Seiten das Maßhalten ſehr ſchwer. Deshalb iſt es, wenn jemals, 
jetzt, wo wir an der Schwelle der erſten Verfaſſungskämpfe ſtehen, für uns 
als eine heilige Pflicht geboten, über die Perſonen der Miniſter hinweg uns 
direct an die Krone zu wenden. (Bravo.) 

Unfer Entwurf tritt in keiner Weiſe der Ehrfurcht gegen Se. Majeftät 
zu nahe; wenn man feſthält, daß wir hier eine Pflicht zu erfüllen haben, ſo 
wird man zugeben, daß die Gourtoijie dagegen zurücktreten muß. Es iſt 
nicht unſeres Amtes, für die Annehmlichteit des Monarchen zu ſorgen, ſon⸗ 
dern unſere Pflicht, die Wahrheit 115 fagen. Und das iſt wahre Ehrfurcht; 
denn jede Ehrfurcht ſchließt zunächſt die Wahrhaftigkeit in ſich. (Bravo.) 
Nicht wir verschulden es, ſondern die Lage der Dinge, daß wir ſagen müſſen, 
was Sr. Majeſtät ſo wenig angenehm zu hören, wie es uns zu ſagen ſein 
mag. Aber an wen liegt die Schuld dieſer Lage der Dinge? Ich halte die 
Vorausſetzung, daß man dem Könige die Wahrheit nicht jagen dürfe, für 
eine Verletzung der Ehrfurcht gegen den König! (Bravo.) Eine größere 
Verletzung aber noch iſt es, wenn man ſich nicht darauf beſchränkt, die Wahr⸗ 
heit zu verhüllen, ſondern ſie durch falſche Vorſpiegelungen gefliſſentlich ent⸗ 
ſtellt, wenn man durch ſog. Loyalitäts⸗Adreſſen die Wahrheit zu verdrehen 
fucht. Ich weiſe den gegen die Adreſſe erhobenen Vorwurf der Ehrfurchts⸗ 
verletzung jener kleinen Partei hiermit zurück. — Was den Entwurf im 
Einzelnen anlangt, fo iſt der darin enthaltene Vorwurf der Verfaſ⸗ 
ſungsverletzung vom ganzen Lande conitatist, von allen Parteien, mit Aus⸗ 
nahme dieſer kleinen Partei hier zur Rechten der Tribüne. Aber die Ver⸗ 
faſſungs verletzung iſt nicht tg betont in den vorliegenden drei 
Entwürfen, wenn auch in den Debatten dieſes Hauſes; — von dieſen Debatten 
indeß hat man hödften Orts doch nicht Kenntniß. — Es iſt behauptet wor⸗ 
den, daß unfere Beſchlüſſe als definitive nicht zu betrachten feien, ſelbſt nicht 
in Bezug auf die Ablehnung von Forderungen. Der iniſterpräſident 
nimmt an, daß auch zu Verweigerungen Einſtimmigkeit der Geſetzgebungs⸗ 
factoren erforderlich ſel. Herr Tweſten hat die Unhaltbarkeit dieſes Stand⸗ 
punktes genügend nachgewieſen. Ich will nur an den Grundzug unſerer 
Debatten vom 13. Oktober v. J. erinnern. Das Etatsgeſetz darf nicht mit. 
anderen Geſetzen zufammengemworfen werden; es muß zu Stande kommen 


ei] Wenn keiner der drei Factoren era fo bleibt nichts übrig, als daß 


man die Paciscenten wechſelt. Man Idfe dieſes Haus auf! Eine andere con⸗ 
ſtitutionelle Doctrin giebt es nicht. 


— 


en 

ſten Bewilligung hin geht das Einverſtändniß. Es wird nun behauptet, daß 
die verworfenen Ausgaben nothwendig ſeien zum Fortbeſtande des Staa⸗ 
tes. Nur im Betreff des Militäx⸗Etats find Poſten geſtrichen worden. 
Wenn der preußiſche Staat bis 1860 ohne dieſe Koſten beſtanden hat, io, 
möge man uns doch den Beweis führen, daß dieſelben jetzt nothwendig 
ſeien. Herr von Bismarck hat ferner von dem „Erlaß“ des Zuſchlages 
eſprochen (Heiterkeit); dies zeigt nur die noch immer beſtehende Verwechſe⸗ 
ng des Begriffs der einmal bewilligten und der dauernden Ausgaben. 
Es ſind mir übrigens eine Menge Fälle bekannt, in denen man durch Stei⸗ 
gerung anderer Steuerſätze den Ausfall dieſes Zuſchlags möglichſt zu decken 
geſucht hat. — Der Vinckeſche Entwurf berührt den Vorwurf der Verfaſſungs⸗ 
Verletzung ſo obenhin, daß wer die Motive nicht kennt, den Vorwurf nur 
ſchwer herausfinden wird. Wenn ein Verfaſſungsbruch weiter keine Folge 
aben ſoll, als eine Indemnitäts⸗Erklärung — die Erklärung des Unrechts 
r Recht —, wenn die Volksvertretung weiter nichts zu thun hat, als eine 
ſolche nachträgliche Genehmigung zu ertheilen, dann weiß ich nicht, ob es 
der Mühe verlohnt, den ganzen Verfaſſungs⸗Apparat, der in der Hauptſache 
zum Spielwerk geworden, beizubehalten und dafür ſo lebhaft zu kämpfen, 
wie wir und dieſe Herren. Iſt es denn überdies möglich, eine Adreſſe zu 
erlaſſen, ohne ſich über die innern Zuſtände zu verbreiten? 


rührt wird. Und wir ſollen bier darüber jhweisen? Man ſpricht von feh⸗ 
lenden juriſtiſchen Beweiſen für die in dem Entwurf behaupteten Thatſa⸗ 
chen. Ich will hier nur an den letzten dem Hauſe urkundlich vorgelegten 
all, den des Abg. Gräſer, erinnern. Es würde uns an Material nicht 
ehlen, wenn das Haus von ſeinem Recht, eine Unterſuchungscommiſſion 
niederzuſetzen, Gebrauch machen wollte. Es wird leicht ſein, den Anſchuldi⸗ 
ungen die juriſtiſchen Beweiſe folgen zu laſſen; ſie vorher zu ſammeln, 
cheint mir nicht nöthig. Es kommt nur darauf an, daß wir ſubjectiv und 
moraliſch von der Richtigkeit überzeugt find. Eine Adreſſe iſt eben etwas 
Anderes, als ein Geſetzentwurf; dabei wäre allerdings eine vorhergehende 
Unterſuchung nötbig. — Beſonders bemängelt wird der Paſſus wegen der 
Schmähungen des Abgeordneten⸗Hauſes. Aber gerade, wenn wir ſehen, daß 
Täuſchungen beabſichtigt werden, müſſen wir um ſo mehr reden. Uns be⸗ 
rühren jene Schmähungen ſehr wenig, ſie ſind Ehrenbezeigungen in den 
Augen unſerer Wähler. (Bravo.) Aber der Majorität gegenüber müſſen wir 
Beſtrebungen entgegentreten, die darauf ausgehen, Se. Majeſtät zu täuſchen. 


(Bravo.) 

Es handelt ſich nicht blos um uns, ſondern um das ganze Volk. Das 
ganze Volk findet ſich geſchmäht durch jene Verleumdungen. — Jene kleine, 
aber mächtige Partei hat auch geſtern wieder ihr altes Mittel hervorgeſucht, 
ſich mit dem Königthum zu identificiren; allemal wenn es ihr zu nahe gebt, 
ruft fie, es iſt mit dem Staat, mit der Monarchie aus! (Heiterkeit) Und 
ich frage, giebt es wohl eine Partei im ganzen Lande, deren Herrſchaft je⸗ 
desmal den Staat ſo an den Rand des Abgrundes gebracht hat? Kennen 
wir nicht die preußiſche Geſchichte? Haben ſie etwa die Erhebung nach die⸗ 


dringen wird, wenn wir gleich wiſſen, Fürſten ſind Menſchen, und müſſen 
viel durch fremde Augen ſehen. Wenn auch nicht augenblicklich, ſo werden 
wir doch jedenfalls Erfolg haben. Dazu haben wir zu gutes Vertrauen zu 
Bt e dem wir durch dieſe Adreſſe den beſten Beweis unſerer Ehr⸗ 
urcht geben. 

b In Preußen lähmen innere Zerwürfniſſe nothwendig die Action nach 
außen. Die große Action des Miniſterpräſidenten ſcheitert aber auch an dem 
Willen der Partei, auf die er ſich ſtützt. Ein Mitglied der feudalen Partei 
hat neulich in meiner Gegenſtand geäußert: „was ſoll das heißen? Im In⸗ 
nern conſervativ und nach außen Fortſchrittspartei? Das geht nicht!“ (Hei⸗ 
terkeit.) — In Heſſen hat wohl der General Schme ling mehr ausgerichtet, 
als die Energie des preuß. Feldjägers. Das Delegirtenprojekt war ſchon 
vor der Verwerfung am Bundestage gefallen in der öffentlichen Meinung, 
und Oeſterreich ſeibſt war einverſtanden. Nun ſpricht das Miniſterium von 
Parlament. Ja, wenn dies jetzige Miniſterium ein deutſches Parlament be⸗ 
riefe, ſo würde ſich trotz des lebhaften Wunſches danach, Niemand einfinden 
(lebhafte Zuſtimmung). 


Wunde blos, aber wir geben auch das Heilmittel an. Wenn ein Volt ſich 
feiner Schwäche und deren Urſachen bewußt iſt, dann iſt auch feine Wieder: 
erhebung nahe (Beifall). Das preuß. Volk, wird wiſſen, zu wem es zu ſte⸗ 
ben hat. Wenn ein ſo klarer Artikel der Verfaſſung beſtritten werden kann, 
dann kann man jeden Artikel beſtreiten, überall Zweifel und Lücken finden. 
Ich verſtehe nicht, wie es auch nur ſtaatsmänniſch gerechtfertigt werden 
kann, ein Syſtem aus ſeinem Gegentheil zu ergänzen, den Conſtitutionalis⸗ 
mus aus dem Abſolutismus ao. ? 

Zu dieſem Hauptpunkte der Verletzung der Verf. in Betreff der Budgets 
bewilligung iſt im Laufe dieſer Seſſion noch eine neue Verletzung hinzugetre⸗ 


iniſter, welche die Ser für die Exekutive bildet. Dieſe ſinnvolle Einrich⸗ 
tung ſchützt einerſeits das 


geben wird. Run, m. H., wollten wir jetzt abweichen von der bis jetzt be⸗ 


baupteten Babır, fo würden wir eine Sünde gegen den Geiſt des Voltes Paris, 28 verſichert aus gut daß ſtatl. 

begeben, wofür nie ei bung 17 f ris, 28. Januar. Man guter Quelle, daß, Wie a 
mene e Er te ce Worte der Fürſt von Leiningen als Kandidat für den griechiſchen Thron in Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein, 

in dieſer wichtigen Angelegenheit mir erlauben. Wenn ich dies thue, ſo] Vorſchlag gebracht ſei. Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau 
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eſchiebt es nicht, um zu verſuchen, dem vorigen Herrn Redner auf dem von 
En betretenen Wege zu folgen, ſondern um zu verſuchen, darzuthun, 
daß es ſich nicht darum handelt, als wollte die Regierung dem eic 
mäßigen Rechte des Landes irgendwie entgegentreten, daß es ſich nicht 
darum handelt, den Conſtitutionalismus zu ergänzen durch den Abſolutis⸗ 
mus, daß es ſich nicht darum handelt, zu beweiſen, daß das Volk ſich durch die 
Loyalitäts⸗Adreſſen, die an Se. Majeſtät ergangen find, beleidigt und mit 
Koth beworfen fühlt. Es find das Worte, die nicht zur Sache gehören, 
Fragen, die ungehörigerweiſe in die Adreſſe bineingetragen ſind, und die 
auch von andern Stimmen des Hauſes, die wir noch zu vernehmen haben 
dürften, ihre Würdigung finden werden. 2 

Ich habe geglaubt, das Wort, wenn auch nur kurz, ergreiſen zu müſſen, 
da eben jene Vorwürfe weſentlich dahin geführt haben, die Majorität dieſes 
Hauſes zu dem Beſchluſſe zu bringen, einen Adreßentwurf bier zur Debatte 
vorzulegen. Ich glaube, daß die Hauptgründe dazu eben darin gefunden 
werden, daß die Verfaſſung durch — wie man es nennt — eine etatloſe 
Regierung verletzt ſei. Es handelt fi hier um eine Frage, die weſentlich 
wieder das Reſſort berührt, das ich jetzt zu vertreten die Ehre habe. Ich 
kann die Beſchuldigungen, wie ſie in der Adreſſe aufgeſtellt ſind, in Wahr⸗ 
beit nicht als begründet anerkennen, ich kann nicht zugeben, daß, wie es 
heißt, die Verfaſſung ſchon verletzt ſei, daß, wie ein geehrter Redner von 


Die Minifter ohne Portefeuille haben heute in der Adreßkommiſſion 
Erklärungen abgegeben. 

Frankfurt a. M., 28. Januar. Eine Turiner Correſpon⸗ 
denz der „Europe“ enthält Details fortgeſetzter Unterhandlungen, welche 
in Athen durch den italieniſchen Geſandten Mamiani, in Turin durch 
den griechiſchen Geſchäftsträger Roque über eine eventuelle Kandidatur 
des Herzogs von Aoſta für den griechiſchen Thron geführt würden. 
Paſolini habe die poſitive Antwort gegeben, wenn die Schutzmächte 
die Wahl genehmigten, ſo werde Viktor Emanuel ſich der Thronbe⸗ 
ſteigung des Herzogs nicht widerſetzen und Sir James Hudſon habe 
der turiner Regierung erklärt, die Kandidatur des Herzogs werde 
die Unterſtützung Englands erhalten, aber nur wenn gewiſſe andere 
Kandidaturen deutſcher Prinzen geſcheitert ſeien. 

Jena, 28. Januar. Das Urtheil zweiter Inſtanz gegen den 
Bankpräſidenten Nulandt iſt ſoeben caſſirt worden. (B. B. Z.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Abgeſetzte Ausgaben find definitiv abgeworfen, denn nur bis zur minder 


Jede Regierung muß Stützen haben im Lande, Stützen, die auf freier] geſtern geſagt hat, ein Verfaſſungsbruch offenbar vorliege, ich kann nicht] Der Barometeritand bei o Grd. „ Luft⸗ Wind⸗ 
Geſinnung beruhen, nicht ſolche, die ſich an die Regierungsgewalt anlehnen. zugeben, daß der Art. 99 unſerer Verfaſſung aufgehört habe eine Wahrheit | in Pede aus 4 4 — — rometer. 9 ri fung und Wetter. 
Es giebt aber keinen Kreis im Lande, der von dieſen Zuständen nicht be⸗ zu ſein. Der Art. 99 ſchreibt der Regierung theils etwas vor, was von ihr] . eee. x tärte, 


allein abhängig ift, nämlich: die ehrliche Vorlegung eines Staatshaushaltes 
in einem Voranſchlage. nach welchem die Regierung des Staates zu ermdg: 
lichen iſt. Dies hat ſie im Vorjahre, wie in allen früheren auch geleiſtet. 

Die weitere Vorſchrift des Art. 99 zur Ausführung zu bringen, hängt 
unzweifelhaft von der Regierung nicht ab. Er ſchreibt vor, daß der Staats⸗ 
haushaltsetat jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden ſoll, und an einer 
andern Stelle, wie überhaupt ein Geſetz zu Stande komme. In Beziehung 
auf den Etat ſchreibt er nur das Veſondere vor, daß er zuerſt in dieſem 
Hauſe zu berathen ſei und das andere Haus ihn nur im Ganzen annehmen 
oder ablehnen könne. Etwas anderes über das in Betreff des Etats feſtzu⸗ 9 
ftellende Geſetz, über die Form feines Zuſtandekommens und über die Art, 
wie die Regierung oder eines der beiden Häufer dabei mitzuwirken habe, 
findet ſich als eine Beſonderheit in der Verfaſſung nicht vor. Mir iſt auch 
feine Beſtimmung bekannt, die etwa dem Uſus zu entnehmen wäre, obgleich 
ich lange die Ehre gehabt habe, früher dem Haufe anzugebören. 

Was liegt nun thatſächlich vor? Die Regierung hat im vorigen Jahre 
den Voranſchlag, wie ihn Art. 99 vorſchreibt, dieſem Haufe vorgelegt. Er iſt 
berathen, er hat viele Anſtände gefunden in einzelnen Poſitionen, man iſt zu 
Beſchlüſſen gelangt, mehrere ſehr wichtige, hohe Summen in ſich greifende 
Poſitionen, die ſich auf die bedeutendſten Inſtitutionen unſeres Staatslebens 
bezogen, aus dem Ordinarium in das Extraordinarium zu ſetzen, und dann 
ſie dort auch nicht zu bewilligen, ſondern zu ſtreichen. an iſt dazu überge⸗ 
gangen, trotz des Widerſpruches der Regierung, die unumwunden erklärt hat, 
daß die beabſichtigten Streichungen es ihr unmöglich machen würden, einen 
Binz Etat zu ſanctioniren; man ift dazu übergegangen, obgleich man die 

eberzeugung haben mußte, daß die Ausführung eines ſo verminderten Etats 
unmöglich ſei, weil die bedeutendſten Beträge der beanſtandeten Summen be⸗ 
reits verausgabt ſeien. So ging der vorberathene Etat in das andere Haus, 
fand aber keine Zuſtimmung, und die Folge davon war, daß ein Etat für 
1862 überhaupt nicht zu Stande kam. Einer der verehrten Herren Redner 
hat gemeint, daß dieſer Beſchluß des andern Hauſes von der Regierung mit 
verantwortet werde. Ja, m. H., ich glaube, daß die Regierung wahrlich ſo 
wenig für die Beſchlüſſe des Herrenhauſes wie etwa für die Beſchlüſſe dieſes Hau⸗ 
ſes hier, verantwortlich gemacht werden kann, ſondern daß ſie nur für das, 
was ſie ſelbſt thut, verantwortlich iſt. Ich glaube, es hieße, wenn man das andore 
Haus dem Willen der Regierung verfügbar erklären wollte, etwas hinſtellen, was, 
wenn man es dieſem Hauſe hier gegenüber ausſprechen wollte, gewiß nicht 
acceptirt werden würde. Ich glaube ver Regierung gegenüber und nach der 
Verfaſſung ſtehen die beiden Häuſer des Landtages in Beziehung auf die 
Geſetzgebung ganz gleich, und es iſt der Regierung nicht zu imputiren, daß 
ſie auf die Beſchlüſße des Herrenhauſes anders einwirke, als dadurch, daß fie 
eben überhaupt für ihre Anſicht auftritt. 

Nachdem es nun ſo thatſächlich feſtſtand, daß eine Congruenz nicht zu 
Stande gekommen, trat an die Regierung die ernſte Frage heran: was nun? 
Es iſt ein Zuſtand, meine Herren, der ſehr bedauerlich genannt werden muß, 
und Niemand bat es mehr zu bedauern als ich, der ich die Verwaltung der] nominell, Gerſte und Hafer behauptet. Bohnen und Erbſen unverän⸗ 
Finanzen habe. Daß ein ſolcher Zuftand für alle Mitglieder der Staats-] dert — Wetter ſchön. 
regierung und namentlich für den jeweiligen Verwalter der Finanzen hem] Amſterdam, 28. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
mend wirkt, darüber kann Niemand zweifelhaft fein, und ich bin es nicht] geſchäftsles. Roggen Mai 192. Raps April 96% September 81%, 
entfernt. Das leider im vorigen Jahre nicht zu Stande gekommene Budget] Rüböl Mai 55%, Septbr. 47%. 
iſt nachträglich in 2 5 1 10 ai 1150 . zu 5 Ich. m —— ( ——— 
weiß kein anderes Mittel, und ich glaube nicht, daß, wie einer der geehrlen 1 
Herren Vorredner ſich ausgedrückt hat, es nur zwei Mittel gäbe, nämlich! Berliner Börse vom 28. Januar 1863. 
einen chroniſchen oder einen acuten Verfaſſungsbruch herbeizuführen. Ich Fonds- und Geld- Course. 7 51. 2 
würde weder das eine noch das andere wünſchen; ich glaube aber, es giebt | erz, Staats-Anleihe 4% 101%, d. id. 


Breslau, 28. Jan. 10 U. Ab.] 33432 | 1.6] W. 2. Wolki 
29. Jan. 6 U. Morg.] 334,36 | +2,2 | W. 2, Trübe 


185 70 1854er Loofe 92, —. National⸗Anleihe 81, 90 Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 234, — Ereditaktien 226, 10. London 115, 75 Hamburg 
87, — Paris 45, 85. Gold , —. Silber „. Bohmiſche Weſt⸗ 
bahn 168, 75. Lombardiſche Eiſenbahn 270, — Neue Looſe 133, —, 
1560er Looſe 92, 50 8 

Frankfurt a, We., 28. Januar, Nachm. Uhr 30 Minuten. Oeſter⸗ 
reichiſche Kreditaktjen niedriger, ſonſt feſt; Umſatz gering. Boͤhmiſche Weſt⸗ 
bahn 73%. Finnl. Anleihe 92%. Schluß⸗Courſe: Lupwigshafen⸗Berbach 
140%, Wiener Wechſel 101%. Darmſt. Bankaktien 2424 Tarmit. Zettel ⸗ 
vank 2577. proz. Metall. 68% 4 proz. Metall. 56 1854er Looſe 78. 
Detterr, National⸗Anleihe 69%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 232. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 827. Oeſterr. Crevit-Alttien 228%. Neueſte öferr. 
Anleihe 80%. Oeſterreich. Eliſabet Bahn 130%, Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%, 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 130%. 

Hamburg, 28 Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten Börfe feſt; aber 
ruhig. Finnländiſche Anleihe 91%. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 
70 Oeſterreich Eredit⸗Aktien 967. Vereinsbank 103. Norddeutſche Bank 
103]. Rheiniſche 98%. Nordbahn 65 Disconto — Wien —, —, 
Petersburg —. 0 

Hamburg, 28 Jan [Getreidemarlt.] Weizen loco feſt, aber ru⸗ 
hig, ab auswärts letzte Preiſe. Roggen does feſt, ab Danzig pr April⸗ 
Mai zu 77 vielfach angeboten, 76 nicht mehr zu bedingen. Oel pr. Mai 
32%, pr. Okt. 30%. Kaffee ſchwimmend 3000 Sack Rio. 

2iverpool, 28 Januar. [Baumwolle.] 3000 Ballen Umſagß. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 

London, 28. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 


all vermittelt? (Bravo.) 
ir haben Hoffnung, daß die ehrliche Stimme des Landes zu Sr. Maj. 


Man tadelt nun, daß wir unſere Schäden aufdecken. Ja, wir legen die 


ten: in dem Vorſchützen der Pe ſon des Königs finde ich ein vollſtändiges ein anderes Mittel zur Löſung der ungelöſt gebliebenen Frage. Daß die | Staats-Aul. v. i880, 2460 he. n 5 8 8 

Verrücken des conſtitutionellen Königthums Bravo.) Die unbeſtrittenen Regierung dieſes Mittel ernitli will, jo weit es an ihr liegt, es geltend] dito 1884, 88460 “ 1 8 Alto Prior X...) 4] Ar yayen, 
3 der Monarchie find, die Erblichkeit der Krone und die zu machen, das hat fie ſchon meines Erachtens in der Eröffnungsrede kunde | dito 165 %% 4440 Prlor G. „l. 
bt en. os a e de e ie hr an, 5 — urch 3 gegeben. Sie hat darauf hinge wieſen, 2 u die Rechnungen für das Jahr — er 6 0 140 ‚ds die 75 5. eb. 

elbſt an. Die Vereinigung des zweiten dieſer großen monarchiſchen Prinzi⸗ 1862 vorlegen würde zur nachträglichen Genehmigung. eee ito Prior E... 34 BAY, ba. 
ien mit dem conjtitutionellen Leben geſchieht durch die Verantwortlichkeit der Hirgelſch 5 Präm.-Anlcihe v. 1886 52 % bu. 101°6. 


2 (a5 
Es iſt das nicht, meine Herrer! ein Zurückführen ber Sache auf den Berliner Stadt- pl. . 14441108 b. n * a 14 
Art. 104. „Zu Etatsüberſchreitungen ift die nachträgliche Genehmigung der] (Kor u. Neumärker e be. Fr W. (l. V.) 7 u A 
5 


olk, andererſeits den Thron. Sie ift eine Grund beiden Häuser des Landtags erforderlich.“ Denn von Etatsüberſchreitungen dito dito 101½ 


2 5 8 Rheinische ...... 4 I100%, ba 

fäule des conftitutionellen Lebens. Ein Minifter darf ſich wohl mit feiner kann nicht die Rede fein, weil kein Etat vorhanden ift (Heiterkeit), Jondern | = aalen den ++,::1hlain nn 1 dito (84) Bein, 74 7. ba 
Verantwortlichkeit gegen den Fürſten decken, aber keiner darf ſich mit der Per⸗ die Regierung iſt ſich bewußt, daß die Ausgaben gemacht find, eben weil ſie J roseusche . 4 04/55. dito III. Em. . 490% 6. 
ſon des Fürſten decken gegen das Volk (Bravo). Dieſen Satz hat der Miniſter⸗ der geſetzlichen Grundlage entbehren; — fie muß vor das Land treten und 2 en ION wur - Rheio-Nohebahn | + 135 De 
präfivent auf den Kopf geitellt (Bravo). Der Muth des Staatsanwalts ift erklären: „Wir haben mit dem Bewußtſein der Verantwortlichkeit gethan, was] |gchtesische. 7 0840 br. Buhrort-Orefold. an Jan * bs. u. G. 
nicht der phyſiſche Muth eines Kriegers; er beſteht darin, en der Perſon die Fortführung der Staatsregierung erheiſchte, daß die betr. Ausgaben ge | Rur u. Nau 14700 bz. Thüringer 6% 428% bs. 
des Königs eiwas abſchlagen zu können. Das großherzoglich⸗heſſiſche Miniſter⸗ prüft und nachträglich event. genehmigt werden. Ich kann auch jetzt 8 —— 4 — b. Wilhelms Babn.| — | 4 61 v 
verantwortlichkeitsgeſetz von 1821 ſagt in der Einleitung: „Da Befehle, welche ſchon den Tag bezeichnen, wenn die betreffende Vorlage erfolgen wird; / Page 1 903% br. a nn. = 5 9200 ba. 
zu geſetzwidrigen Handlungen oder zur Verletzung unſerer, den Ständen gege⸗ es iſt der 15. März, wo die Staats - Kaffe abſchließt (— früher | 8 Westk. u. Eben. 4 los, ba. dito Prior 8. — 4 
benen Zuſagen dienen, nie von un ſerem Willen ausgehen, ſondern nur in ſchloß fie erſt am 15. Mai ab, und es iſt bei uns eine Verkürzung dieſes Z |Sächsische ... . 4 |100 ha. dito dito — | 68% B. 
einem Mißverſtändniſſe begründet ſein können, deſſen Aufklärung wir als eine | Termins, wie in keinem andern Staate, erreicht worden —); dann weiß] Toer he.. ... in te ee 
Pflicht unſerer oberſten Staatsbehörden betrachten, jo“ u. j. w. (Bravo.) —|yer Finanz⸗Miniſter, was in dem Jahr 1862 eingegangen, was aus: | Solkronen . — 0. 6% @. e eee 
Wie der Herr Miniſterpräſident bei ſeiner Theorie zugleich ſagen kann, er gegeben ift, dann iſt er im Stande, eine Rechnung aufitellen zu laſſen nuch 7 erh er 1801 . 

fürchte die Verantwortlichkeit nicht, weiß ich nicht. Gewiß trauen wir ihm Sucht | den Titeln des im Jahre 1862 vorgelegten Etats, deren Zahlen natürlich year, Metal 6 860 br Berl. K. Verein. 61 4 116% 6. 
zu. Es iſt aber auch keine Veranlaſſung dazu, weil es uns noch an einem nur notitiae causa, weil fie keinen geſetzlichen Anhalt geben, zu berückſichti⸗ dito 8er Pr. Anl.. 4 80% B. Dur Kar s 4 * 
Miniſt.⸗Verantwortlichkeitsgeſetze fehlt (Heiterkeit). Um fo weniger Anlaß gen ſind. Dann wird dem Hauſe hier und dem anderen kund, wie die Me: | dito neue 100 fl. L. — 7 Braunschw.Bank| 1 4 BAY, B. 
hat er ſich durch die Perſon des Königs zu decken. Was bat das König, gierung im vorigen Jahre ohne Feſiſtellung eines geſetzlichen Etats verwaltet Ai, Haube. u. nr 8102 Coburg Oed a i 1 80 16. 
thum, wenn es Ernſt wird, ſowohl an Hingebung und Aufopferung von hat, und das Haus wird dann darüber zu beſchließen haben, was ihm das] ausg. engl. Anleihe . 5 |96 etw. ba.u.B Dat 3 n l 
A. Deda n n ‚ion Ist ohne Noth die Perſon des Königs in | Richtige zu fein ſcheint. Ein anderes Mittel giebt es nicht, die Sache in En 2 Ban Ba Bi 2, Bent Kala 419%, 2 

ie De „uſtimmung). eit hinzuſtellen. x y a 58. Oreditb, A — | 4 7%, etw. bau B.. 

Wir werden uns nicht verleiten laſſen, ein Gleiches zu thun, und nicht . für 1862 jetzt noch zu machen, geht nicht an. Ich lo 11d. mb | 189% bi S E Tom Zen 

blos aus Gründen nach oben, auch des Volkes wegen. Denn vor allen fann nicht mehr von Soll⸗Zahlen ſprechen, ſondern nur von Iſt⸗Zablen.] Fon. Ol. 4 500 FI.) 4 |93 fue Geraor Bank ... 5 1 bey 
Dingen muß das im Volke erwachende Selbitgefühl berückfichtigt werden. Es iſt nicht damit beabſichtigt, in dieſer Vorlage etwa eine Decharge von | e 4200 Fl. 4 6. Hamb.Nord.Bank| 5 | 4 18105, 
Es iſt die Grundſäule unſerer nationalen Wirkſamkeit. Das Volk hat nicht dem Haufe zu erbitten, denn die kann erſt erbeten werden nach unſerer Ver: Poln Banknoten .. 00 % bs. 5 a 4 [102 8. (incl. Div) 
gemeint, es ſei abgemacht mit den Wahlen; die Adreſſen an uns beweiſen, fafjung, nach Art. 104, wenn die Bemerkungen der Oberrechn.⸗Kammer vor: | Kurkess. 40 Thir. . . . — 11 951 bau. Leipalger 99 9290.84 Nn 
wie auſmerkſam es den weiteren Schickſalen des öffentlichen Lebens gefolgt liegen. Dieſe kann die Rechnungen erit im nächſten Jet bekommen und | Baden . El 2 ba Luzembre. „ |10|& 101% r 
iſt. Ganz beſonders aber zeigt ſich die Mündigkeit des Volkes in der Grün: erſt nach zwei Jahren, wenigstens nach J4jähriger Erfahrung, die Red: getlen- Course. Mein, S Yu 925 9 
dung des Nationalfonds, (Bravo!) einer Seibftbeflewerung, der es ſich nicht nungen mit den Bemerkungen der Oberrechn.⸗Kammer vorlegen und dann das be⸗ Be: Minerva Renk A — | 5 ih GC. 
geſcheut bat zu unterwerfen neben den ſchweren Opfern, welche ſchon der antragen, was Art. 104 verlangt. Ich glaube, daß dies Verfahren ein 4e. Hübseld 31, 1314,90 0. 8 enig e Bla len 04 498 dm, 
Staat ſelbſt von ihm fordert, Dadurcb drüdte das Volk am deutlichſten ven correcles iſt und keinen Rechtstitel darbietek, daß dasjenige wiederkehte, was | Auch.-Mastricht | 3% 7 % „% reneg. B. Aach 4% 4% 48555. 
Willen aus, feinen Vertretern, die ſich ihres verfaſſungsmäßigen Rechtes jetzt als verfaſſungswidrig bezeichnet wird. Unſer Verfahren ift allerdings] Amst- Rotterdam 96 1 100 uw. Schl. Bank. Ver. 4 40105 0 
innerhalb der geſetzlichen Schranken bedienen, die Selbſtſtändigkeit zu ſichern. fein in der Verfaſſung vorgelehened und der Verfaſſung gemäßes, aber es D 8½⁰ 4 145 ba. * I Bank 2 4 60% B. 
Nun frage ich Sie, wie möchten wir beſtehen einem ſolchen Volke gegen⸗ iſt auch nicht verfaſſungswidrig, und ich werde es beſtreiten mit gutem Ge: Berlin Hamburg 4 1836 Bank. . 4“ 4 |90% ba. 
über? Wollten wir etwa kleiner ſein als unfere Wähler, wollten wir auch wiſſen und mit Erfolg, bis mir eine pofitive Beſtänmung in der Verfaſſung BenPotsdä-Mea[ % 1188 b. . 
nur eines Fingers Breite abweichen von der Wahrung unſerers Rechtes? nachgewieſen wird, die für den zu meinem tiefen Bedauern vorliegenden Fall Recdans Freibre.. 1 412814 ba ch 
Wir find nur die Mandatare und jtehen nicht für uns, ſondern für die eine beſondere Vorſchrift ertheilt, gegen welche eine Verletzung begangen 2 a e rer . 

große Mehrheit des Volkes, die uns beauftragt hat. wäre. Ich wünſche, daß dieſe Worte, die ich in innerſter Ueberzeugung ge⸗ 8 — 


Wenn die Räthe der Krone meinen, daß des Vaterlan des Wohl ein 


/ 5 f j n werden, wie ich gl N 22½ 4 280 6 % M1 
%%% dag te Uebeneugung | Brnaktı aa Kae ee 0 5 1 . 
fein. Dann müfjen fie ſich aber nicht an uns wenden, ſondern an das Volk, 3 Lan — — 8 —— 1 i 66% bz. $ le 180% bx. 
an die Wähler ſelbſt; denn nur in ihren Händen liegt die Wigtihteit, von | nn ee ihr enn „ens 
dem Be Rechte 3 0 zu ae ART wo w Telegraphiſche Seen eaten. 344 [9 17 25 05 0. 
wie wir jetzt Über das Ministerium hinweg ar ppelliten, fo ie „ Lee 9% ba. 8 be. 

f — 1 8885 — 3 bete 1 ch in der Auflöfung des Hauſes Wien, 28. Januar, Abends. nn enn für orb. Zweigb, 1% 4 55 9 2 bar 100 he a 
auf die Wähler. M. H., unſererſeits zu weichen, iſt nicht möglich. Will das Oeſterreich“ drückt gegenüber dem geſtr gen „ anzeiger die Pere e ee, e . ls 7.899 19 
Volk es thun, fo iſt es feine Sache. Uns aber, m, H., dürfte dann das wunderung aus, daß Herr von Bismarck, anſtatt amtlich von tenden= | obarschiea. A... 27. 60 l. a 8 . 109%, 0. 
est en um mit einem jelden 2 11 9 be 19200 ziöſen lügenhaften Entſtellungen reden zu 1 er endlich klar, be 
wir begingen ni eine Sünde die Intereſſen des 2 4 „ſti a aß e ihm die Au a 
1²ꝰC39re , , Sonn, Ct, ve Im blauen Perg. 

dung un ate „ w i f e 2 { r e 0 8 ; 
wolliten Umfange wahrten. Man pprich in erde Welt von einer etwa durch den Grafen Thun geſchehen fein, fo lag doch nichts 1) Entſt 30 ae. 2) Noms Nui 7 
rätbjelbaften Sünde, von der Sünde wider den heiligen Geiſt, die nie ver⸗ näher, als bei dem Diplomaten, der nicht in Berlin accreditirt iſt, e Ade uinenwelt. 


ſich nach feiner Bevollmächtigung zu ſolcher Eröffnung zu erkundigen. Eine Wiederho 


lung findet nicht 


7m! d SE en 


